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Neue Unfallverhütungsvorschrift 
»Feuerwehren«

Die bisherige Fassung der Unfall-
verhütungsvorschrift (UVV) »Feu-
erwehren« wurde 1989 als GUV V 
C53 in Kraft gesetzt und seitdem nur 
geringfügig angepasst. Um den aktu-
ellen Belangen der Freiwilligen Feu-
erwehren zu entsprechen und die As-
pekte des modernen Arbeitsschutzes 
einfließen zu lassen, wurde die UVV 
»Feuerwehren« nun grundlegend 
überarbeitet. Parallel hierzu wur-
de die eigenständige DGUV-Regel 
105-049 – »Feuerwehren« erstellt, 
die die Durchführungsanweisung 
(Kursivtext in der bisherigen UVV) 
ersetzt und nun deutlich präziser 
die Inhalte der DGUV-Vorschrift 
49 – »Feuerwehren« konkretisiert.

Rechtlicher Hintergrund
Das staatliche Arbeitsschutzregel-
werk, dessen Anwendungsbereich 
sich im Wesentlichen auf Arbeit-
nehmer und Beamte erstreckt, gilt 
grundsätzlich nicht unmittelbar für 
ehrenamtlich Tätige in Freiwilligen 
Feuerwehren. Daher bekommen die 
Inhalte der Unfallverhütungsvor-
schriften der gesetzlichen Unfall-
versicherung für ehrenamtliche Feu-
erwehrangehörige eine besondere 

Bedeutung. Zur Vermeidung von 
Doppelregelungen im staatlichen 
Regelwerk und im Regelwerk der 
gesetzlichen Unfallversicherung 
wurden in der Vergangenheit Un-
fallverhütungsvorschriften zurück-
gezogen, die für die Freiwillige 
Feuerwehr von Bedeutung waren. 
So wurde z. B. die UVV »Arbeits-
medizinische Vorsorge« mit Er-
scheinen der staatlichen Verordnung 
zur arbeitsmedizinischen Vorsorge 
(ArbMedVV) außer Kraft gesetzt. 
Damit wäre es für Versicherte, die 
nicht in den Anwendungsbereich 
des staatlichen Arbeitsschutzrechts 
fallen, zu Regelungslücken und Un-
sicherheiten gekommen. Um dies zu 
vermeiden, wird im § 2 Abs. 1 der 
DGUV-Vorschrift 1 »Grundsätze der 
Prävention« generell geregelt, dass 
die in staatlichem Recht bestimm-
ten Maßnahmen auch zum Schutz 
von Versicherten gelten, die keine 
Beschäftigten sind. Folglich unter-
liegen alle Versicherten grundsätz-
lich denselben Rechtsvorschriften, 
sofern nicht spezielle Regelungen 
für bestimmte Versichertengruppen 
bestehen. Diese formale Gleich-
stellung Freiwilliger Feuerwehren 

mit hauptberuflich Tätigen schließt 
zwar Regelungslücken, ist jedoch 
in der Praxis so nicht immer um-
setzbar. Ehrenamtliche Einsatzkräfte 
der Feuerwehr sind eine besondere 
Gruppe von Versicherten. Ihre Tätig-
keit weist nicht nur Merkmale von 
Gefährdungen auf, die in anderen 
Betriebsarten sehr selten anzutref-
fen sind. Auch handelt es sich bei 
Feuerwehreinsätzen üblicherweise 
um ungeplante, unvorhersehbare 
Ereignisse, die eine systematische 
Herangehensweise, wie sie für ande-
re Einrichtungen und Betriebe vor-
gesehen ist, nicht immer ermöglicht. 
Hinzu kommt, dass in Freiwilligen 
Feuerwehren eine einsatzbezogene 
Personalplanung für den Einsatzfall 
nicht realisierbar ist, da im Vorfeld 
weder bekannt ist, welche Einsatz-
kräfte zur Verfügung stehen, noch 
welche Aufgaben von ihnen am Ein-
satzort ausgeführt werden müssen. 
Dadurch ergibt sich die Notwendig-
keit, spezielle Regelungen im Be-
reich der Freiwilligen Feuerwehren 
zu erlassen. Dies wird nun durch 
die DGUV-Vorschrift 49 – »Feu-
erwehren« realisiert. Im Rahmen 
der Erarbeitung wurden wesentliche 

Belange der bayerischen Freiwil-
ligen Feuerwehren durch Vertreter 
der KUVB und des Landesfeuer-
wehrverbandes Bayern e.V. (über 
den Deutschen Feuerwehrverband) 
eingebracht.
In Kraft getreten ist die neue 
DGUV-Vorschrift 49 – »Feuerweh-
ren« mit der Bekanntmachung vom 
23.01.2019.

Inhalte
Die bayerischen Freiwilligen Feuer-
wehren dürften von den Inhalten 
der DGUV-Vorschrift 49 – »Feuer- 
wehren« und der DGUV-Regel 
105-049 – »Feuerwehren« wenig 
überrascht sein. Es finden sich dort 
zahlreiche Regelungen, die in Bay-
ern bereits in der Vergangenheit 
»übergangsweise« in vergleichba-
rer Weise so umgesetzt wurden, wie 
z. B. zur Gefährdungsbeurteilung 
im Feuerwehrdienst, zur Eignungs-
untersuchung bei Tätigkeiten unter 
Atemschutz und zur körperlichen 
und geistigen Eignung für den Feu-
erwehrdienst.

Geltungsbereich
Gegenüber der bisherigen UVV 
»Feuerwehren« hat sich der Gel-
tungsbereich der DGUV-Vorschrift 
49 – »Feuerwehren« wesentlich ge-
ändert. Die neue Unfallverhütungs-
vorschrift gilt für Unternehmerinnen 
und Unternehmer, die Trägerin oder 
Träger öffentlicher Freiwilliger Feu-
erwehren oder öffentlicher Pflicht-
feuerwehren sind, sowie Versicherte 
im ehrenamtlichen Feuerwehrdienst, 
einschließlich der Nutzung von Feu-
erwehreinrichtungen, die für diese 
Versicherten bestimmt sind. Somit 
richtet sich die DGUV-Vorschrift 
49 – »Feuerwehren« vorrangig an 
Kommunen (Städte und Gemeinden) 
und die dort ehrenamtlichen Feuer-
wehrangehörigen. Sie findet jedoch 
keine unmittelbare Anwendung auf 
hauptamtlich Beschäftigte im Feuer-
wehrdienst oder Beamte, wie z. B. in 
Berufsfeuerwehren, da diese dem 
Geltungsbereich des staatlichen Ar-
beitsschutzrechts unterliegen. Allein 
über betriebsinterne (Dienst-) An-
weisungen kann die Unternehmerin 
bzw. der Unternehmer verfügen, 
dass auch diese Feuerwehrangehö-
rigen die Regelungen der DGUV-

Vorschrift 49 – »Feuerwehren« zu 
beachten haben.

Verantwortung im 
Feuerwehrdienst
Nach § 3 der DGUV-Vorschrift 
49 – »Feuerwehren« ist die Unter-
nehmerin oder der Unternehmer 
für die Sicherheit und den Gesund-
heitsschutz der im Feuerwehrdienst 
Tätigen verantwortlich. Sie oder er 
hat für eine geeignete Organisation 
zu sorgen und dabei die besonderen 
Strukturen und Anforderungen der 
Feuerwehr zu berücksichtigen.
Folglich liegt die Gesamtverant-
wortung bei der Unternehmerin 
bzw. dem Unternehmer und nicht 
bei der Leitung der Feuerwehr. Die 
Unternehmerin bzw. der Unterneh-
mer hat hierzu für eine geeignete 
Arbeitsschutzorganisation zu sor-
gen, bei der die Zuständigkeiten, 
Aufgaben, Pflichten und Befugnis-
se eindeutig und sinnvoll geregelt 
sind. Eine Übertragung der Unter-
nehmerpflichten an Feuerwehran-
gehörige erfordert eine umsichtige 
Auswahl-, Aufsichts-, Kontroll- und 
Organisationsverantwortung. Vor 
einer Pflichtenübertragung hat die 
Unternehmerin bzw. der Unterneh-
mer zu überprüfen, ob diese Auf-
gaben bei ihr bzw. ihm verbleiben 
bzw. durch sie oder ihn organisiert 
werden können oder müssen. Dies 
sind insbesondere die Aufgaben und 
Pflichten im Hinblick auf Personal- 
und Verwaltungstätigkeiten, Prüfung 
von baulichen Anlagen sowie Maß-
nahmen zur Instandhaltung, zum 
Unterhalt des Feuerwehrhauses und 
zur Überprüfung und Durchführung 
notwendiger Dokumentationen. 

Gefährdungsbeurteilung
Nach § 4 der DGUV-Vorschrift 
49 – »Feuerwehren« hat die Un-
ternehmerin bzw. der Unternehmer 
Gefährdungen im Feuerwehrdienst 
zu ermitteln und erforderliche 
Maßnahmen für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz für alle Feuer-
wehrangehörigen zu treffen. Diese 
Maßnahmen sind insbesondere aus 
dem feuerwehrspezifischen Re-
gelwerk abzuleiten. Dies ist völlig 
vergleichbar mit der Verpflichtung 
zur Durchführung der Gefährdungs-
beurteilung für andere kommunale 

Als Träger der gesetzlichen Unfallversiche-
rung für den kommunalen Bereich in Bay-
ern erlässt die KUVB unter Mitwirkung der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung 
(DGUV) auf der Grundlage von § 15 Abs. 
1 SGB VII Unfallverhütungsvorschriften 
(DGUV-Vorschriften). Diese DGUV-Vorschrif-
ten sind als autonomes Recht für Unterneh-
mer und Versicherte, wie Gesetze und Ver-
ordnungen im Arbeitsschutz, verbindlich.

Die neue DGUV-Vorschrift 49 – Unfallverhütungsvorschrift »Feuerwehren« richtet sich 
vorrangig an den Unternehmer als Träger öffentlicher Freiwilliger Feuerwehren bzw. 
öffentlicher Pflichtfeuerwehren. Im Vordergrund stehen insbesondere die Entlastung 
des Ehrenamtes und die Stärkung der Unternehmerpflichten. | Von Thomas Roselt, KUVB

Einrichtungen, die sich hierfür aus 
dem Arbeitsschutzgesetz bzw. der 
DGUV-Vorschrift »Grundsätze der 
Prävention« ergibt.
Bei Feuerwehren entsprechen 
die nach dem spezifischen Vor-
schriften- und Regelwerk der Un-
fallversicherungsträger und den 
Feuerwehr-Dienstvorschriften zu 
ergreifenden Maßnahmen in der 
Regel den Maßnahmen, die infol-
ge einer ordnungsgemäß durchge-
führten Gefährdungsbeurteilung zu 
ergreifen wären. Ihre Einhaltung 
spricht daher für die Gleichwertig-
keit einer Gefährdungsbeurteilung. 
Anstatt einer Dokumentation der 
Gefährdungsbeurteilung und der zu 
treffenden Maßnahmen genügt hier 
die Anwendung und Umsetzung des 
für diese Betriebsart spezifischen 
Vorschriften- und Regelwerks der 
Unfallversicherungsträger und der 
Feuerwehr-Dienstvorschriften. 
Durchzuführen und zu dokumentie-
ren ist eine Gefährdungsbeurteilung 
insbesondere dann, wenn keine Re-
gelungen durch das Vorschriften- 
und Regelwerk der Unfallversiche-
rungsträger bzw. Dienstvorschriften 
bestehen oder sofern Gefährdungen 
nicht Gegenstand des Vorschriften- 
und Regelwerks der Unfallversi-
cherungsträger oder von Dienstvor-
schriften sind. Dabei sollen auch 
die Inhalte der DGUV-Information 
105-021 »Leitfaden zur Erstellung 
einer Gefährdungsbeurteilung im 
Feuerwehrdienst« beachtet werden.
Bei Einsätzen wird auf die Vorge-
hensweise der Feuerwehr-Dienst-
vorschrift 100 »Führung und Leitung 
im Einsatz« (FwDV 100) verwiesen. 
Der hier aufgezeigte Führungsvor-
gang entspricht den wesentlichen 
Schritten der Gefährdungsbeurtei-
lung. Im Rahmen dieser Beurteilung 
muss abgewogen werden, ob das 
verbleibende Restrisiko für Feuer-
wehrangehörige im Verhältnis zum 
angestrebten Einsatzziel steht, denn 
es gilt immer »Eigenschutz geht vor 
Fremdschutz«.

Sicherheitstechnische und 
medizinische Beratung
Nach § 5 der DGUV-Vorschrift 
49 – »Feuerwehren« hat sich die Un-
ternehmerin bzw. der Unternehmer 
zur Wahrnehmung ihrer bzw. seiner 
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Pflichten zur Gewährleistung von 
Sicherheit und Gesundheitsschutz 
erforderlichenfalls sicherheitstech-
nisch und medizinisch beraten zu 
lassen.
Bisher war die sicherheitstechni-
sche und medizinische Beratung zu 
den Aspekten des Arbeitsschutzes 
in Freiwilligen Feuerwehren eine 

kaum gelebte Praxis. Durch die 
neue DGUV-Vorschrift 49 – »Feu-
erwehren« wird die Unternehmerin 
bzw. der Unternehmer verpflichtet, 
die Beratung durch Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, durch Ärztinnen 
oder Ärzte, die mit den Aufgaben 
der Feuerwehr vertraut sind, sowie 
durch geeignete psychosoziale Fach-
kräfte sicherzustellen, wenn diese 
Beratung zur Erfüllung der Unter-
nehmerpflichten im Hinblick auf 
Sicherheit und Gesundheitsschutz 
benötigt wird.

Persönliche Anforderungen 
und Eignung
Während bisher allgemein die kör-
perliche und fachliche Eignung für 
den Feuerwehrdienst gefordert wur-
de, betrachtet die DGUV-Vorschrift 
49 – »Feuerwehren« die persönli-
chen Anforderungen und Eignung 
differenzierter. Denn die unter-
schiedlichen Aufgaben, Tätigkeiten 
und Funktionen in der Feuerwehr 
setzen das Vorhandensein entspre-
chender körperlicher und geistiger 
Eignungen sowie spezifische fach-
liche Befähigungen voraus. Das 
bedeutet, dass die Unternehmerin 
bzw. der Unternehmer Feuerwehran-
gehörige jeweils nur für Tätigkeiten 
einsetzen darf, für die sie körperlich 

und geistig geeignet sowie fachlich 
befähigt sind. Neu ist auch, dass 
aktive Einsatzkräfte ihnen bekannte 
aktuelle oder dauerhafte Einschrän-
kungen ihrer gesundheitlichen Eig-
nung der Unternehmerin bzw. dem 
Unternehmer bzw. der zuständigen 
Führungskraft unverzüglich melden 
müssen.

Eignungsuntersuchungen
Für den »allgemeinen Feuerwehr-
dienst« sind Eignungsuntersuchun-
gen nur vorgesehen, wenn im Ein-
zelfall konkrete Anhaltspunkte (z. 
B. für die Leitung der Feuerwehr, 
Führungskräfte oder die Unterneh-
merin bzw. den Unternehmer) beste-
hen, aus denen sich Zweifel an der 
körperlichen oder geistigen Eignung 
von Feuerwehrangehörigen für die 
vorgesehene Tätigkeit ergeben. Die 
Unternehmerin oder der Unterneh-
mer hat sich bei Eignungsuntersu-
chungen von der beauftragten Ärztin 
oder vom beauftragten Arzt schrift-
lich mitteilen zu lassen, ob der oder 
die untersuchte Feuerwehrangehö-
rige für die vorgesehene Tätigkeit 
eingesetzt werden kann. Dies erfolgt 
in der Regel durch Aushändigung 
des Ergebnisses der Eignungsun-
tersuchung an den Untersuchten 
bzw. die Untersuchte und Weiterga-
be durch diesen bzw. diese an den 
Unternehmer bzw. die Unterneh-
merin. Unter Berücksichtigung des 
Untersuchungsergebnisses können 
Feuerwehrangehörigen individuell 
Aufgaben, Tätigkeiten und Funkti-
onen zugewiesen werden.
Tätigkeiten unter Atemschutz und 
das Tauchen sind besonders belas-
tende und gefährliche Tätigkeiten. 
Daher muss die Unternehmerin bzw. 
der Unternehmer sicherstellen, dass 
die Eignung von Feuerwehrange-
hörigen für diese Tätigkeiten vor 
Aufnahme der Tätigkeit und in 
regelmäßigen Abständen ärztlich 
bescheinigt wird. Die Nachunter-
suchung ist jeweils vor Ablauf der 
in der Anlage 1 genannten 12, 24 
oder 36 Monate berechnet ab dem 
Zeitpunkt der letzten Untersuchung 
durchzuführen.
Eignungsuntersuchungen sind unter 
Beachtung des Stands der Medizin 
von hierfür geeigneten Ärztinnen 
oder Ärzten durchführen zu lassen. 

Geeignet bedeutet, dass die Ärztin 
oder der Arzt mit den Aufgaben der 
Feuerwehr vertraut ist, die besonde-
ren Anforderungen der jeweiligen 
Tätigkeiten kennt, die wesentliche 
notwendige apparative Ausstattung 
vorhält und fachlich in der Lage ist, 
aus dem Untersuchungsergebnis die 
Eignung festzustellen. Eine ausrei-
chende Qualifikation ist z. B. anzu-
nehmen bei Ärzten oder Ärztinnen, 
die berechtigt sind, die Gebietsbe-
zeichnung »Arbeitsmedizin« oder 
die Zusatzbezeichnung »Betriebs-
medizin« zu führen. Die Unterneh-
merin bzw. der Unternehmer hat die 
Eignungsuntersuchungen zu veran-
lassen und deren Kosten zu tragen.

Arbeitsmedizinische 
Vorsorge
Durch die Inbezugnahme staatlicher 
Arbeitsschutzvorschriften für Versi-
cherte die keine Beschäftigten sind 
(§ 2 Absatz 1 DGUV-Vorschrift 1), 
gelten die in der »Verordnung zur ar-
beitsmedizinischen Vorsorge« (Arb-
MedVV) bestimmten Maßnahmen 
auch für die ehrenamtlich tätigen 
Feuerwehrangehörigen.
Bei bestimmten (besonders) gefähr-
denden Tätigkeiten, wie z. B. bei 
Infektionsgefährdung, hat die Un-
ternehmerin bzw. der Unternehmer 
entsprechend der Gefährdungsbe-
urteilung und Berücksichtigung des 
Anhangs der Arb-MedVV arbeits-
medizinische Vorsorge zu veranlas-
sen bzw. anzubieten. Zur Beurtei-
lung ihrer Gesundheit bezogen auf 
die Tätigkeit im Feuerwehrdienst 
sowie zu deren Erhaltung und Förde-
rung können Feuerwehrangehörige 
eine arbeitsmedizinische Vorsorge 
von der Unternehmerin bzw. vom 
Unternehmer verlangen (Wunsch-
vorsorge).
Neu geregelt ist in der DGUV-Vor-
schrift 49 – »Feuerwehren«, dass bei 
Feuerwehrangehörigen arbeitsme-
dizinische Vorsorge wegen des Tra- 
gens von Atemschutzgeräten oder 
wegen Taucharbeiten gemeinsam mit 
Eignungsuntersuchungen durch ge-
eignete Ärzte bzw. Ärztinnen durch-
geführt werden kann. Für ehren- 
amtlich tätige Feuerwehrangehörige 
wird daher die Möglichkeit geschaf-
fen, Arzttermine auf ein Minimum 
zu beschränken.

Unterweisung
Ein sicheres Verhalten im Feuer-
wehrdienst setzt die Kenntnis mög-
licher Gefahren und der erforderli-
chen Schutzmaßnahmen voraus. Ein 
isolierter »Unterweisungsabend« 
ist hier wenig zielführend und an-
sprechend. Vielmehr sollen nach § 
8 DGUV-Vorschrift 49 – »Feuer-
wehren« die Unterweisungen fes-
ter Bestandteil in allen Aus- und 
Fortbildungen sowie bei regelmä-
ßigen Übungsdiensten sein. Dabei 
sind die Inhalte der einschlägigen 
Vorschriften, Regeln, Informatio-
nen, Grundsätze, Betriebsanwei-
sungen und Herstellervorgaben 
und insbesondere Maßnahmen aus 
der Gefährdungsbeurteilung zu be-
rücksichtigen. Die Durchführung 
der Unterweisungen ist zu doku-
mentieren. Ein Dienstplan, aus dem 
die Unterweisungsinhalte eindeutig 
hervorgehen, sowie eine regelmäßig 
geführte Anwesenheitsliste oder der 
Nachweis im »Unterweisungsbuch« 
sind z. B. mögliche Formen für die 
Dokumentation der Unterweisung.
Neu ist, dass Feuerwehrangehörige 

regelmäßig über die Inanspruch-
nahme von Sonderrechten im 
Straßenverkehr zu unterweisen 
sind. Denn Sonderrechte dür-
fen nur unter gebührender Be-
rücksichtigung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung ausge-
übt werden. Zudem sind Feuer-
wehrangehörige regelmäßig be-
sonders zu unterweisen, wenn 
sie Feuerwehrfahrzeuge unter 
Verwendung von blauem Blinklicht 
und Einsatzhorn führen.

Erste Hilfe Ausbildung
Praxisnah zeigt sich die Rege-
lung in § 9 der DGUV-Vorschrift 
49 – »Feuerwehren« zur Ausbildung 
von Ersthelferinnen oder Ersthelfer 
in Freiwilligen Feuerwehren. Ne-
ben der bisherigen Möglichkeit, die 
Ausbildung durch eine ermächtigte 
Stelle durchführen zu lassen, kann 
die Unternehmerin bzw. der Unter-
nehmer Feuerwehrangehörige auch 
intern nach landesrechtlichen Be-
stimmungen bzw. nach feuerwehr-
spezifischem Regelwerk in Erster 
Hilfe ausbilden.

Gefährdung durch 
Kontaminationen
Einen besonderen Stellenwert be-
kommt der Schutz der Feuerwehr-
angehörigen vor Kontaminationen 
durch Gefahrstoffe und Biostoffe. 
So ist durch geeignete verhaltens-
bezogene Maßnahmen dafür zu 
sorgen, dass Kontaminationen der 
Feuerwehrangehörigen durch ge-
eignete Schutzmaßnahmen vermie-
den werden. Aber auch für bauliche 
Anlagen wird gefordert, dass diese 
so gestaltet und eingerichtet sein 
müssen, dass eine Gefährdung ins-
besondere durch Schadstoffe von der 
Einsatzstelle und eine Kontaminati-
onsverschleppung vermieden ist.   o
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Download
Die vollständigen Inhalte  
der DGUV-Vorschrift 49 –  
»Feuerwehren« und DGUV- 
Regel 105-049 – »Feuerwehren« können 
unter folgender Webadresse heruntergeladen werden: 
https://publikationen.dguv.de/dguv/


